
Anlage 20 zur Ergänzung der GRDrs 750/2010
Stellenschaffung 
im Vorgriff auf den Stellenplan 2012
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	320 0201

	Amt für öffentliche Ordnung

	A 11
	
	Sachbearbeiter/-in

	1,0

	S 21

	74.300


1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird eine Stelle in Bes.Gr. A 11 beim Amt für öffentliche Ordnung für die Sachbearbeitung im Bereich Versammlungsrecht aufgrund der massiven Zunahme der Geschäftsfälle. Beim Amt für öffentliche Ordnung steht für diese Aufgabe bisher planmäßig eine Stelle für die Sachbearbeitung zur Verfügung.
2.
Schaffungskriterien

Es handelt sich um eine erhebliche Arbeitsvermehrung, die durch andere Maßnahmen nicht mehr aufgefangen werden kann.
3.
Bedarf

3.1 Anlass
Die Anzahl der jährlich auf dieser Stelle zu bearbeitenden Versammlungen (einschl. der „Montagsdemos“) hat sich in den letzten Jahren kontinuierlich gesteigert. Sie lag in den Jahren 2007 bei 310, 2008 bei 403 und 2009 bei 520 Versammlungen.
Seit Mitte dieses Jahres hat sich die Situation in Bezug auf Stuttgart 21 noch einmal deutlich verschärft. Im Zeitraum 01.01. bis 30.10.2010 wurden insgesamt 874 Versammlungen bearbeitet
Auch mittelfristig ist ein Rückgang der Versammlungen nicht zu erwarten. Das nachfolgende Schaubild zeigt, dass mit zunehmender Bautätigkeit die Zahl der Versammlungen stetig zunimmt. Die polizeirechtlich besonders aufwändigen, nicht angemeldeten Versammlungen sowie andere Aktionen der Gegner von Stuttgart 21 (z.B. Blockaden von Verkehrsknotenpunkten) sind in dem Schaubild nicht enthalten.
Schaubild angemeldete Versammlungen „Stuttgart 21“

[image: image1.png]angerneldete Versamrmlungen "Stuttgart 21"

180

160

140

120

100

——angemeldete Versammlungen "Stuttgart 21"





Die Aufgabenerledigung der Versammlungen mit „Stuttgart 21-Bezug“ erfordert zudem einen immens hohen Abstimmungs- und Koordinierungsaufwand. Eine „Genehmigung“ der Versammlungen nach dem üblichen Schema ist in diesen Fällen i. d. R. nicht möglich. Neben zeitintensiven Abstimmungsgesprächen mit den zu beteiligenden Stellen (z. B. Polizeipräsidium, Straßenverkehrsbehörde, Land Baden-Württemberg, Bundespolizei und Deutsche Bahn AG) müssen in den meisten Fällen verwaltungsgerichtlich vorgeschriebene Kooperationsgespräche mit den Anmeldern geführt werden. Hinzu kommt eine Vielzahl von Vor-Ort-Terminen, auch zur Nachtzeit, sowie eine Flut von Beschwerden und Anfragen beider Lager, die es zeitnah zu beantworten gilt. 

3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Eine zeit- und sachgerechte Aufgabenerledigung war bislang nur durch zusätzliche Einbindung insbesondere des Dienstellenleiters und des Sachgebietsleiters möglich. Darüber hinaus musste Mehrarbeit geleistet und auch weitere Mitarbeiter der Dienststelle, die ausschließlich andere weisungsgebundene Pflichtaufgaben des Polizeirechts haben, eingesetzt werden.
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Die Stellenschaffung ist unverzichtbar, weil ein rechtssicherer Vollzug der polizeibehördlichen Kernaufgaben in Kürze nicht mehr gewährleistet werden kann.
Konkret drohende Folgen der Ablehnung der Stellenschaffung wären erhebliche Haftungsansprüche an die Stadt. Zudem könnte die Schnittstellen- und Koordinierungsfunktion durch die Dienststelle insbesondere im Verhältnis zur Vollzugspolizei nicht mehr sichergestellt werden.

4. Stellenvermerke

Die Stelle erhält den Vermerk „Stuttgart 21“ und wird über die Laufzeit des Projektes regelmäßig auf ihren Bedarf hin überprüft.
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